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A. Problem 

Im Investitionszuschußgesetz vom 27. Dezember 1974 sind we- 
gen der beabsichtigten kurzfristigen Anstoßwirkung bestimmte 
Fristen für den Beginn und die Fertigstellung der begünstigten 
Bauvorhaben des sozialen Wohnungsbaues gesetzt. Im Land 
Berlin ist durch das Gesetz die Wohnungsbautätigkeit beson- 
ders stark angeregt worden. Hinzu kommt, daß der soziale 
Wohnungsbau in Berlin einen weit höheren Anteil (92,2 v. H.) 
am gesamten Wohnungsbau ausmacht, als es im Durchschnitt 
des Bundesgebietes (29,0 v. H.), aber auch in vergleichbaren 
Großstädten, wie z. B. Hamburg, der Fall ist. Diese besondere 
Situation führt vor allem im Ausbaugewerbe im ersten Halb- 
jahr 1977 zu einer unerwünschten Überlastung der Bauwirt- 
schaft mit entsprechenden nachteiligen Auswirkungen auf die 
Preis- und Kostengestaltung. Der Entwicklung läßt sich wegen 
der räumlich isolierten Lage Berlins auch nicht durch kurz- 
fristiges Heranziehen auswärtiger Unternehmen und Arbeits- 
kräfte wirksam begegnen. Um diese besonderen, mit dem In- 
vestitionszuschußgesetz nicht beabsichtigten nachteiligen Fol- 
gen nach Möglichkeit abzuwenden und zu einer Verstetigung 
des Baugeschehens beizutragen, ist für Berlin eine Auflocke- 
rung der Fertigstellungsfrist erforderlich. 
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B. Lösung 

Verlängerung der Frist für die Fertigstellung begünstigten 
Wohnraumes im Land Berlin um ein halbes Jahr bis zum 31. De- 
zember 1977, sofern die öffentlichen Mittel vor dem 1. Juli 1976 
bewilligt worden sind oder ein vorzeitiger Baubeginn vor die- 
sem Zeitpunkt genehmigt worden ist. 


C. Alternative 

keine 


D. Kosten 

Durch das Gesetz werden keine zusätzlichen Mietwohnungen 
in die Förderung aufgenommen. Mehraufwendungen für In- 
vestitionszuschüsse im Land Berlin gegenüber der bisherigen 
Regelung entstehen allenfalls insoweit (für nicht eingetretene 
Ausgabenerspamisse), als durch die Fristverlängerung Investi- 
tionszuschüsse auch noch für solche Wohnungen erlangt werden 
können, für die aufgrund der biherigen Regelung deshalb ein 
Anspruch auf den Investitionszuschuß nicht hätte entstehen 
können, weil sie unter keinen Umständen mehr bis zu dem 
Schlußtermin am 30. Juni 1977 hätten fertiggestellt werden 
können. Um wieviel Bauvorhaben es sich hierbei handelt, läßt 
sich nur schwer ermitteln, da es an konkreten Anhaltspunkten 
fehlt. 

Im Hinblick auf die einschränkenden Bedingungen, unter denen 
die Fristverlängerung eingeräumt werden soll, und auf die 
üblichen Bauzeiten kann davon ausgegangen werden, daß die 
vor dem 1. Juli 1976 geförderten oder mit Genehmigung zum 
vorzeitigen Baubeginn eingeleiteten Bauvorhaben bei Aus- 
schöpfung aller Möglichkeiten (Einsatz aller verfügbaren Ar- 
beitskräfte, Überstunden, Schichtarbeit) zum größten Teil bis 
zum bisherigen Schlußtermin 30. Juni 1977 fertiggestellt sein 
würden. Die Fristverlängerung ermöglicht andererseits, daß die 
Bauarbeiten zeitlich gestreckt und der- Nachfragedruck sowie 
damit verbundene Baukostensteigerungen spürbar abgeschwächt 
werden. Dadurch können auch Mehraufwendungen für Investi- 
tionszuschüsse, die sich nadi der Höhe der Baukosten bemes- 
sen, zum Teil abgefangen werden. 

Einstimmiger Besdiluß 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den von den Fraktionen der SPD, FDP eingebraditen Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über Investitionszuschüsse für Mietwohnungen, Genos- 
senschaftswohnungen und Wohnheime im sozialen Wohnungsbau — Drucksache 
8/79 — unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 17. Februar 1977 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Dr. Schneider Krockert 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Krockert 


Die erste Beratung des von den Fraktionen der SPD 
und FDP eingebr achten Gesetzentwurfs — Druck- 
sache 8/79 — fand in der 14. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 10. Februar 1977 statt. Nach einer 
Aussprache wurde der Gesetzentwurf dem Ausschuß 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau feder- 
führend, dem Finanzausschuß mitberatend und dem 
Haushaltsausschuß mitberatend sowie gemäß § 96 
GO überwiesen. 

Der Finanzausschuß hat den Gesetzentwurf am 
10. Februar 1977 beraten und dem federführenden 


Ausschuß einstimmig empfohlen, der Vorlage unver- 
ändert zuzustimmen. 

Der federführende Ausschuß hat sich gleichfalls am 
10. Februar 1977 abschließend mit der Vorlage be- 
faßt. Er empfiehlt einstimmig, dem Gesetzentwurf 
aus den in der Vorlage im einzelnen aufgeführten 
Gründen unverändert zuzustimmen. 

Der Haushaltsausschuß berichtet über die haushalts^ 
rechtlichen Auswirkungen des Gesetzes gesondert. 


Bonn, den 17. Februar 1977 


Krockert 

Berichterstatter 
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